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Sachgebiet 8 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Glombig, Sund, Staak (Hamburg), Urbaniak, Vogelsang, 
Schmidt (Kempten), Hölscher und der Fraktionen der SPD, FDP 

betr. Situation der älteren Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 


Arbeitslosigkeit trifft ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen besonders hart. Durch Gesetzgebung und Tarifverträge 
konnten negative Folgen wirtschaftlicher Abschwächungen für 
ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verhindert oder 
gemindert werden. Diese Anstrengungen müssen fortgesetzt 
werden. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wie hoch ist der Anteil der älteren Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen unter den Arbeitslosen in der Bundes- 
republik Deutschland? 

2. Welche Maßnahmen wurden von der Bundesregierung er- 
griffen, um der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entgegenzuwirken? 

3. In welchem Umfang sind von der Bundesanstalt für Arbeit 
die Möglichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes für ältere 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen bisher genutzt 
worden? 

4. Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse, wie die 
Tarifvertragspartner insbesondere durch Tarifverträge und 
Sozialpläne die Situation der älteren Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen verbessern konnten? 

5. Welche Möglichkeiten bestehen, mehr Verständnis für die 
besonderen Belange der älteren Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerinnen zu wecken? 

6. Hält die Bundesregierung die bisherigen Kündigungsschutz- 
bestimmungen für ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen für ausreichend? 

7. Welchen Anteil an der Gesamtzahl der Bezieher von Berufs- 
und Erwerbsunfähigkeitsrenten haben ältere Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen? 
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8. Welche Erfahrungen wurden seit der Rentenreform mit der 
Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze gemacht? 

9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die bisherige 
Sozialgesetzgebung die Bedingungen für die älteren Arbeit- 
nehmer und Arbeitnehmerinnen ausreichend verbessert hat? 


Bonn, den 25. Juli 1974 
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